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Vortrag anlässlich der Seniorentagung der Evangelischen Arbeitnehmerschaft 
im Bereich der ev. Landeskirche in Baden e.V. am 31. Oktober 2006 in Bad Her-
renalb.  

Thema: „Generationengerechtigkeit“ 

 

- Es gilt das gesprochene Wort - 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

liebe Gäste, 

 

ich freue mich sehr, heute Morgen 

als bildungspolitischer Sprecher der 

SPD-Bundestagsfraktion und Gene-

ralsekretär der SPD in Baden-

Württemberg zum Thema Generati-

onengerechtigkeit zu Ihnen zu spre-

chen. 

 

Italien ist gerechterweise Fußball-

weltmeister geworden – ich bin mir 
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sicher,  dass viele Italiener dem zu-

stimmen. Die Franzosen und viele 

andere dürften hier allerdings ande-

rer Meinung sein. Sie haben den 

Ausgang des Weltmeisterschaftsfi-

nales vermutlich als ungerecht emp-

funden.  

Sie merken, dass man schon bei so 

banalen Dingen wie Fußball unter-

schiedlichster Meinung sein kann, 

was Gerechtigkeit bedeutet. Je nach 

Standpunkt ergeben sich unter-

schiedlichste Meinungen.  

Im besonderen Maße gilt dies für die 

Generationengerechtigkeit -  zweifel-

los keine einfache Angelegenheit!  

Mich beruhigt allerdings zu wissen, 

dass die Frage der Gerechtigkeit 

zwischen den Generationen keines-

falls eine neue ist. Bereits im Alten 
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Testament findet sich dazu folgen-

der lieblicher Vers: 

"Ein Auge, das den Vater verspot-
tet,  

und verachtet der Mutter zu ge-
horchen,  

das müssen die Raben am Bach 
aushacken und die jungen Adler 
fressen." 

 

Keine Sorge, ganz so drastisch soll 

es hier und heute nicht zugehen. 

Vielleicht lässt sich das, was mit 

Generationengerechtigkeit gemeint 

ist, am besten so ausdrücken: Ge-
nerationengerechtigkeit ist dann 
erreicht, wenn die Chancen zu-
künftiger Generationen auf Be-
friedigung ihrer eigenen Bedürf-
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nisse mindestens so groß sind 
wie die der heutigen Generation. 

 

Klar ist, dass diese Prämisse lang-

fristig beispielsweise im Umwelt-

schutz oder in der Haushaltspolitik 

gelten muss – in beiden dürfen wir 

den Ungeborenen keine unnötigen 

Lasten mit auf den Weg geben und 

so ihren Handlungsspielraum ein-

schränken. Der Ausstieg aus der 

Atomenergie ist übrigens für mich 

ein solches Beispiel für eine langfris-

tige Generationengerechtigkeit. Ein 

weiteres Beispiel sind in meinen Au-

gen auch die Studiengebühren, de-

ren Einführung eben genau diese 

Chancengleichheit verhindert. Dazu 

aber im Verlauf meines Vortrages 

noch einiges mehr. 
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Anrede 

Der Generationenvertrag bildet 
die Grundlage unseres Sozialsys-
tems. So nennen wir den gesell-

schaftlichen Konsens, der beispiels-

weise die Finanzierung der gesetzli-

chen Rentenversicherung sichern 

soll.  

Die heute Erwerbstätigen - oder je-

denfalls der Großteil von ihnen, 

nämlich Sie, die Arbeitnehmer - zah-

len mit ihren Beiträgen in die Ren-

tenkasse ein und finanzieren damit 

diejenigen, die gegenwärtig  Rente 

beziehen. Damit erwerben Sie den 

Anspruch auf ähnliche Leistungen 

der nachfolgenden Generationen. 

So soll Gerechtigkeit zwischen den 

Generationen erreicht werden.  
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Als dieses Rentensystem, das sog. 

Umlagesystem, 1957 eingeführt wur-

de, ging man allerdings davon aus, 

dass die Bevölkerung mehr oder 

weniger statisch immer die gleiche 

Struktur behalten würde - damals 

gab es weit mehr arbeitende Men-

schen als Rentner. Und zumindest 

Konrad Adenauer war sich sicher: 

"Kinder werden sowieso gebo-
ren." 

 

Leider hat sich diese positive Grund-

annahme als falsch herausgestellt, 

wie wir heute wissen. Es werden 

immer weniger Kinder geboren und 

wir Deutschen leben immer länger.  
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Nachfolgend möchte ich gern kurz 

die auf uns zukommenden Verände-

rungen skizzieren, ihre Ursachen 

aufzeigen und Ihnen die Konse-

quenzen für die verschiedensten Be-

reiche unserer Gesellschaft deutlich 

machen.  

 

Denn für mein Verständnis bedeutet 

der Generationenvertrag mehr als 

nur die Sicherung der Rente. Die 

Generationen müssen auch in vielen 

anderen Bereichen für einander ein-

stehen und die Lasten gemeinsam 

schultern. Wie ich mir solch eine 

Generationengerechtigkeit genau 

vorstelle möchte ich ihnen im Laufe 

meines Vortrags genauer erklären. 

 

Demografische Entwicklung  
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Anrede. 

Ich habe gelernt nicht allen Statisti-

ken und Prognosen zu vertrauen, 

denn viele mussten ein ums andere 

Mal korrigiert werden. Bei der de-

mographischen Entwicklung sieht 

dies allerdings anders aus – und ei-

nen Blick auf diese Entwicklung in 

Deutschland halte ich für unabding-

bar, wenn man sich mit der Zukunft 

unserer Gesellschaft befasst.  

 

Der demografische Wandel ist - und 

viel zu lange hat man auch in der 

Politik die Augen davor verschlossen 

- eine gesellschaftspolitische Her-
ausforderung mit immensen Aus-
wirkungen. Sowohl für die Politik, 

die die sozialen Sicherungssysteme 

diesem Wandel entsprechend ges-
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talten muss, als auch  für die Wirt-

schaft und für die Kommunen und 

nicht zuletzt für uns alle, da wir ein 

neues Miteinander erlernen müssen.  

 

Lassen Sie uns konkret werden. 

 

Nehmen Sie das Beispiel Bad Her-
renalb. 2003 lag in Bad Herrenalb 

das Durchschnittsalter bei 45,3 Jah-

ren. Nur 17 Jahre später, also im 

Jahr 2020, werden wir schon bei 

50,4 Jahren liegen. Und innerhalb 

des gleichen Zeitraums wird der An-

teil der über 60Jährigen auf über 

45% steigen. Bad Herrenalb liegt 

damit zwar ein wenig über dem ba-

den-württembergischen Durch-

schnitt, allerdings noch unter dem 

deutschlandweiten Durchschnitt.  
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Im Jahr 2050 wird der Altenquotient, 

das sind Personen im Alter ab 65 

Jahren bezogen auf die Bevölkerung 

zwischen 25 und 65 – also die sog. 

erwerbsfähige Bevölkerung – 

deutschlandweit von jetzt 26,8% bis 

2050 um 30 Prozentpunkte auf 

57,3% steigen. Im gleichen Jahr wird 

nahezu jeder Dritte über 65 Jahre 

und älter sein. Derzeit machen die 

über 65-jährigen noch einen Anteil 

von ca. 16% aus.  

Wo liegen die Gründe für diese Ent-

wicklung, welche Herausforderun-

gen birgt diese Entwicklung und 

welche Konsequenzen muss unsere 

Gesellschaft daraus ziehen? Und die 

in meinen Augen wichtigste Frage 

überhaupt:  Wie wird sich in einer 
alternden Gesellschaft das Ver-
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hältnis der Generationen zu ein-
ander entwickeln?  

 

Geburtenrate 

Anrede 

Die Deutschen sterben aus – so hört 

und liest man es überall. Im ganzen 

Land werden Konferenzen und Kon-

gresse abgehalten, die Untergangs-

szenarien heraufbeschwören. Man 

spricht von der „Vergreisung der 

Gesellschaft“ und vom „Aussterben 

der Deutschen“ und vergisst dabei 

aber gerne, dass nahezu alle westli-

chen Industrienationen das gleiche 

Schicksal teilen.  

 

Fakt ist: Wir haben in der BRD eine 

sehr niedrige Geburtenrate. Diese 

liegt im Durchschnitt bei 1,3 Kindern 
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pro Frau. Um das Bevölkerungsni-

veau aufrechtzuerhalten wären aber 

durchschnittlich 2,1 Kinder notwen-

dig. Diese Geburtenziffer wurde in 

Deutschland letztmalig 1970 er-

reicht. Dieses Defizit hat zur Konse-

quenz, dass unserem Rentenversi-

cherungssystem auf Dauer die Ein-

zahlenden fehlen. In absoluten Zah-

len bedeutet dies, dass im Jahre 

2030 nur noch zwei Menschen im 

erwerbsfähigen Alter auf einen 

Rentner kommen. 1950 waren es 

übrigens noch sieben. Immer weni-

ger Erwerbstätige müssen dadurch 

mehr Rentner finanzieren, basierend 

auf dem Umlageverfahren, welches 

ich Ihnen einleitend skizziert habe.  

 

Lebenserwartung 
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Anrede 

Die geschilderte zu niedrige Gebur-

tenrate bildet ein demografisches 

Phänomen, ein weiteres kommt hin-

zu: Die Lebenserwartung steigt. Da-

bei ist die steigende Lebenserwar-

tung ein Ausdruck des Fortschritts. 

Und im Gegensatz zu einigen jünge-

ren Vertretern innerhalb der  CDU 

und der FDP sehe ich die steigende 

Lebenserwartung durchweg positiv.  

 

Ich möchte Ihnen dies einmal an-

hand  konkreter Daten veranschauli-

chen.  

 

1950 lag die Lebenserwartung von 

Männern bei 65 Jahren und ist bis 

zum Jahr 2003 auf rund 76 Jahre 

gestiegen, die der Frauen von rund 
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69 in 1950 auf rund 82 Jahre im Jahr 

2003. Die Lebenserwartung wird bis 

2030 um etwa 2,5 weitere Jahre 

steigen. 

 

Dies bedeutet aber auch, dass ein 

Mann, der heute 65 Jahre alt ist, 

noch etwa 15 Jahre Rente beziehen 

wird. Eine heute 65-jährige rund 19 

Jahre. 1950 waren dies noch 3,5 

bzw. 6 Jahre weniger.  

 

Ich möchte an dieser Stelle noch 

einmal deutlich betonen, dass die 
steigende Lebenserwartung aus-
gesprochen positiv zu bewerten 
ist. Sie ist das Ergebnis des Fort-
schritts unserer Gesellschaft.  

Da wir Deutschen im Schnitt aller-

dings bereits mit 61 in Rente gehen, 
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ist die Dauer des tatsächlichen Ren-

tenbezugs sogar noch länger. Leh-
rer gehen übrigens im Schnitt be-
reits mit 57 in Pension! ☺ 

 

Wenn man sich die öffentlichen Dis-

kussionen der letzten Jahre  zum 

Thema Demografie anschaut, so 

sieht man sich mit waren Horrormel-

dungen konfrontiert. Ich halte diese 

einseitige Art der Berichterstattung 

für falsch und plädiere für eine posi-
tivere Sicht des demografischen 

Wandels und unserer älter werden-

den Gesellschaft.  

 

Es darf in meinen Augen nicht sein, 

dass lediglich die  (vermeintlich) ne-

gativen Seiten dieser Entwicklung im 

Vordergrund stehen. Wir müssen 



 16

begreifen, welche Chancen sich aus 

einer alternden Gesellschaft erge-

ben. Wir dürfen allerdings nicht den 

Fehler machen und uns einfach dem 

Schicksal zu ergeben. Die darge-

stellte Entwicklung hat fundamenta-
le Folgen nicht nur für unsere Sozi-

alsysteme, sondern auch für die 

Wirtschaft, für das allgemeine Mit-

einander der Generationen, aber 

auch für unser Bildungssystem, den 

Arbeitsmarkt und auch auf das Er-

scheinungsbild unserer Städte.  

 

Anrede 

Wir alle müssen uns, und das ist das 

Resultat der geschilderten Entwick-

lung, überlegen, wie wir mit den dar-

aus resultierenden Herausforderun-

gen umgehen, welche Lösungen wir 
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für die Probleme haben. Alle diese 

Lösungen müssen für mich aber 

dem Anspruch gerecht werden, kei-

ne Generation übermäßig zu be-

lasten.  

In meinen Augen haben wir es mit 

vier Grundproblemen zu tun, auf 

die ich detailliert eingehen möchte.   

 

1. Wie kann eine vernünftige Pflege 

und finanzielle Absicherung im Al-

ter auch weiterhin gesichert 

werden? 

2. Wie erreichen wir, dass die Las-

ten, die die jüngeren Generatio-

nen zu tragen haben, verhältnis-

mäßig bleiben? Wie können wir 

zum Beispiel garantieren, dass 

die Jungen von heute eine ge-

rechte Chance auf gebührenfreie 
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Hochschulbildung bekommen, al-

so die gleichen Chancen haben 

wie unsere Generationen? 

3. Wie können die Hürden, die sich 

für ältere Arbeitssuchende auf 

dem Arbeitsmarkt unbestritten 

stellen, vermindert werden? 

4. Und welche Veränderungen müs-

sen sich gesamtgesellschaftlich 

vollziehen, damit Jung und Alt 

einander näher kommen? 

 

 

Zu 1. 

Im Bereich der Rente und der Pflege 

muss es Veränderungen geben, gar 

keine Frage, und ohne ein paar 

schmerzhafte Einschnitte wird es 

nicht gehen. Für mich ist aber auch 
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klar, dass die Lasten fair verteilt wer-

den müssen.  

Die Jüngeren und Aktiven dürfen 

nicht durch zu hohe Beiträge über-

fordert werden. Sie brauchen Spiel-
raum für eine eigene ergänzende 
Altersvorsorge. Die Älteren müs-

sen auf die Verlässlichkeit der ge-

setzlichen Rentenversicherung ver-

trauen können. Dazu sind die Ren-

ten so sicher zu machen, wie das in 

einer sich immer wieder verändern-

den Gesellschaft möglich ist. Unsere 

Reformen in der Alterssicherung 

sind die Voraussetzung für Bezahl-

barkeit, Verlässlichkeit und Gerech-

tigkeit der Renten. Solidarische Um-

lagefinanzierung und die Orientie-

rung der Renten an den Löhnen 

bleiben die Grundlage der Alterssi-

cherung. Aber betriebliche und pri-
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vate Vorsorge werden in Zukunft un-

verzichtbar sein. 

 

Folgende Maßnahmen sind für die 

aktuelle Rentenpolitik maßgeblich: 

• Renten in dieser Legislaturperi-

ode nicht zu senken; dies auch 

gesetzlich zu garantieren.  

• Die Rentenversicherungsbeiträ-

ge ab 2007 auf 19,9 % zu erhö-

hen und so die Rentenkasse zu 

stärken.   Die schrittweise An-

hebung des gesetzlichen Ren-

teneintrittsalters 2012 (nicht frü-

her!) zu beginnen und bis 2029 

auf 67 Jahre zu führen.  

• Bei Rentenversicherungszeiten 

von mindestens 45 Jahren bleibt 

es auch ab 2029 bei einem vol-
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len Rentenanspruch ab 65 Jah-

ren.    

• Die private Vorsorge in Form 

von Riester-Rente und anderen 

erhält zusätzliche Impulse. 

 

 

Zu 2: 

Ich möchte Ihnen gerne von einem 

Beispiel erzählen, dass sich vor ei-

niger Zeit in Florida zugetragen hat, 

und leider das fehlende Gerechtig-

keitsgefühl zwischen Jung und Alt 

besonders deutlich dokumentiert. In 

einer Volksabstimmung wurde die 

Bevölkerung befragt, ob zusätzliche 

Abgaben für den Ausbau von Kin-

dergärten und neue Kindergarten-

programme erhoben werden sollten. 

Die Abstimmenden, und dies waren 
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mehrheitlich Rentner, stimmten ge-

gen das Vorhaben. Sie waren der 

Meinung, nicht für etwas zahlen zu 

wollen, von dem sie keinen (ver-

meintlichen) Nutzen haben. In mei-

nen Augen eine zutiefst falsche wie 

kurzsichtige und ungerechte Auffas-

sung.  

 

Ungerecht auch deshalb, weil wir so 

den Handlungsspielraum der heute 

jungen Generation zunehmend ein-

schränken. Es fehlt leider oftmals  – 

und dies beziehe ich nicht nur auf 

Florida – die Erkenntnis, dass die 

Notwendigkeit besteht, die junge 

Generation gut auszubilden.  

Wir sprechen hier von einer Genera-

tion, die - wie dargestellt -  bereits 

heute finanziell über Gebühr belastet 
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wird. Sie zahlt die höchsten Renten-

abgaben und dennoch müssen sie 

darüber hinaus private Vorsorge 

leisten. Ohne eine solche private 

Vorsorge wäre kaum ein vernünfti-

ges Rentenniveau zu erreichen. 

Grund dafür ist auch die niedrige 

Geburtenrate.  

Ich weiß, dass es nun Stimmen ge-

ben wird die sagen, „Dann soll dies 

junge Generation doch einfach mehr 

Kinder bekommen!!“. Dazu möchte 

ich folgendes erwidern. Das Problem 

ist nicht die heute niedrige Gebur-

tenrate, sondern vielmehr sind es 

die fehlenden Geburten in den 70er 

und 80er Jahren. Hinzu kommt, dass 

eine lückenlose Erwerbsbiographie, 

so wie sie und ich diese noch kann-

ten, heute kaum noch realistisch ist. 
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Verwundert es sie, dass man da 
weniger Kinder bekommt?  

Neben diesen Rentenabgaben se-

hen sich die heute jungen Generati-

onen mit einer zweiten finanziellen 

Belastung konfrontiert.  

 

In den meisten Bundesländern sind 

Studiengebühren eingeführt wor-

den oder deren Einführung ist be-

schlossene Sache. Es handelt sich 

hierbei übrigens ausschließlich um 

CDU-Geführte Bundesländer. In die-

sen Ländern wurde somit das ge-

bührenfreie Erststudium endgültig 

abgeschafft. Von einer Generation 
übrigens, die selber keinen Pfen-
nig für ihr Studium bezahlt hat. 

Studiengebühren sind für mich das 
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beste Beispiel für den Bruch des 
Generationenvertrages.  

Nicht nur weil sie sozial ungerecht 

und frauen- und familienfeindlich 

sein. Nein, sie sind auch bildungs-

politisch kontraproduktiv. In Zeiten, 

in denen wir mehr und nicht weni-

ger Hochschulabsolventen brau-

chen, schrecken diese und drohen-

de Schuldenlasten viele junge Men-

schen, vor allem junge Frauen, von 

einem Studium ab. Und dies gilt 

nicht nur für Studienanwärter aus 

Arbeiterhaushalten, sondern gerade 

auch für junge Menschen aus Mit-

telschichten, die kein Anspruch auf 

BAföG haben.  

Der Bedarf an hoch- und höchst-

qualifizierten wird in den nächsten 

Jahren deutlich steigen. Wir kön-

nen es uns also nicht leisten, dass 
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die jüngeren Generationen schlecht 

ausgebildet werden. Studienge-
bühren sind mit Sicherheit ge-
genwärtig das größte Risiko für 
die Sicherung unseres Fachkräf-
tenachwuchses.  

Genauso wie es für heute älteren 

Generationen einen abgesicherten 

Lebensabend geben muss, so muss 

den heute jungen Generationen, a-

ber auch den zukünftigen Generati-

onen dieses Landes, der Beginn des 

Lebens in Form von guter Bildung 

gesichert werden.  

Diese muss allen Generationen so-

mit in gleicher Qualität zur Verfü-

gung stehen. Erst Bildung sichert ei-

ne gerechte Teilhabe jedes Men-

schen am gesellschaftlichen, wirt-

schaftlichen, kulturellen und politi-

schen Leben. Dies ist der Grund, 
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weshalb in der Bildungspolitik allein 

Chancengleichheit für alle das 

Leitmotiv sein kann. Für die Sozial-

demokratie ist das Ziel gleicher Bil-

dungschancen für alle ohne Alterna-

tive, und zwar nicht nur am Start der 

Lernbiografie, sondern in jeder Pha-
se des lebensbegleitenden Ler-
nens. Dies setzt aber echte Chan-

cengleichheit (auch über die Gene-

rationen hinweg) und Durchlässig-

keit in allen Bereichen des Bildungs-

systems voraus.  

 

Bildung bedeutet aber natürlich nicht 

nur Hochschulbildung. Nein, bereits 

die frühkindliche Förderung gehört 

dazu und natürlich der Schulbereich. 

Insbesondere hier können wir uns 

keine Nachlässigkeiten leisten. An-

dere europäische Länder machen es 
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uns vor und liegen in den unter-

schiedlichsten Studien vor uns. Mit 

dem Investitionsprogramm „Zukunft 
Bildung und Betreuung“ (IZBB) 

haben wir genau hier angesetzt und 

das größte Schulbauprogramm in 

der Geschichte der Bundesrepublik 

gestartet. 4 Mrd. Euro wurden von 

Seiten des Bundes beim Auf- und 

Ausbau des Ganztagsschulpro-
gramms investiert. Dieses Pro-

gramm war ein wichtiger Impuls für 

eine grundlegende Erneuerung des 

Schulsystems in Deutschland. Denn 

Ganztagsschulen bilden die Basis 

für notwendige Reformen im Bil-

dungswesen, und sie schaffen Zeit 

und Raum für die Förderung indivi-

dueller Talente und für eine bessere 

Betreuung weniger lernstarker Schü-

lerinnen und Schüler. 
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Anrede 

Investitionen von heute in Bildung, 

Forschung und Innovation sind die 

Voraussetzung dafür, auch morgen 

unseren Wohlstand sichern zu kön-

nen und ich kann nur noch einmal 

betonen, wie wichtig es ist, dass 

Jung und Alt weiterhin füreinander 

eintreten. 

 

Zu 3: 

Ich habe Ihnen bereits dargestellt, 

welche Maßnahmen im Bereich der 

Rentenpolitik auf den Weg gebracht 

wurden. Durch diese werden wir das 

faktische Renteneintrittsalter Schritt 

für Schritt erhöhen können. 

Diese Entwicklung kann aber nicht 

ohne eine Verbesserung der Wahr-
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nehmung der Älteren in den Perso-

nalabteilungen dieses Landes vor 

sich gehen. Wer über 50 ist, daran 

gibt es nichts zu beschönigen, für 

den ist es außerordentlich schwer, 

einen neuen Job zu finden. Über 
60% der Unternehmen in Deutsch-
land beschäftigen keine Men-
schen, die älter sind als 50 Jahre!  

 

Die Erwerbsbeteiligung älterer Ar-

beitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

muss deshalb verbessert werden. 

Wir wollen das Lissabon-Ziel der Eu-

ropäischen Union erreichen, bis zum 

Jahr 2010 die Erwerbstätigenquote 
der über 55Jährigen auf 50% an-
zuheben. Gegenwärtig liegen wir 
bei lediglich 45,4%. Wir wollen bis 

2012 auch in diesem Punkt zu den 

Spitzen in Europa gehören.  
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Deswegen befürworte ich die Initiati-

ve 50plus der Bundesregierung. Mit 

ihr wollen wir einen Einstellungs-

wandel erreichen.  

 

Erste konkrete Eckpunkte, wie Un-

ternehmen motiviert werden sollen, 

mehr ältere Arbeitnehmer zu be-

schäftigen oder neu einzustellen, 

stehen bereits. 

 

Schließlich ist es erwiesen, dass Äl-

tere am Arbeitsplatz genauso leis-

tungsfähig sind wie Junge. Außer-

dem sind sie erfahrener, und ebenso 

verantwortungsvoll, engagiert und 

sozial kompetent. Viele Unterneh-

men beginnen bereits, die Erfahrung 

zu machen, dass altersgemischte 
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Teams effektiver arbeiten. Erfah-

rung und Innovation können sich 

dann ergänzen – und Wissen kann 

in beide Richtungen weitergegeben 

werden. Auch auf dem Arbeitsmarkt 

muss das Motto gelten: Jung und 
Alt treten füreinander ein. 

 

Zu 4: 

Ich habe in der letzten Woche in der 

Süddeutschen Zeitung einen sehr in-

teressanten Artikel gelesen, in dem 

es um das Verhältnis von Jung und 

Alt ging. Beschrieben wurde dort 

u.a. ein Phänomen, welches sich 

zunehmend in Großbritannien aus-

breitet. Immer mehr ältere Men-

schen entwickeln Ängste gegenüber 

Kindern und Jugendlichen. Zum ei-

nen weil ihnen der regelmäßige Um-
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gang mit der jungen Generation 

fehlt, und zum anderen, weil die Me-

dien Kinder und Jugendliche zu-

nehmend dämonisieren.  

Ich gebe zu, dass dies ein extremes 

Beispiel für das fehlende Miteinan-
der von Jung und Alt ist. Schaut 

man sich allerdings unsere Medien 

an, so stellt man leider auch hier zu-

nehmend fest, dass ältere Men-

schen in der öffentlichen Wahrneh-

mung meist nicht positiv dargestellt 

werden oder schlichtweg nicht vor-

handen sind. Für Ältere bleibt häu-
fig nur die Rolle der lieben Omi 
oder des tatterigen Greises.  

 

Erst ganz langsam beginnt bei-

spielsweise die Wirtschaft, die ältere 

Generation als große und kaufkräfti-
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ge Zielgruppe zu entdecken. Alters-

gerechte Produkte und Dienstleis-

tungen kommen Alt und Jung entge-

gen, sie dienen der ganzen Familie. 

Die Seniorenwirtschaft ist ein 

Wachstumsmarkt, sie bietet die 

Chance auf mehr Beschäftigung und 

Lebensqualität. 

Der sog. „silver market" boomt. 

Dabei handelt es sich nicht nur um 

den Markt für Spezialschuhe für Se-

nioren oder Ähnliches. Insbesondere 

in den Bereichen Ernährung, Haus-

halt und Wohnen, Sicherheit, Fi-

nanzdienstleistungen etc. werden 

Senioren als eigenständige und 

kaufkräftige Klientel wahrgenom-

men.  
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Ich möchte an dieser Stelle auf die 

Notwendigkeit eines verbesserten 

Miteinanders zwischen Jung und Alt 

hinweisen. Die unterschiedlichsten 

Projekte - zum Teil vom Bund initi-

iert und finanziert oder aber kommu-

nal organisiert - bieten dafür eine i-

deale Gelegenheit.  

In verschiedenen Mentorenprojek-
ten (Köln und Dortmund) fungieren 

beispielsweise ehemalige Arbeit-

nehmer als Paten für Jugendliche, 

die Schwierigkeiten beim Berufsein-

stieg haben. Beide Seiten profitieren 

davon, denn die Zukunftsperspekti-

ven der Jugendlichen werden ver-

bessert und gleichzeitig erhalten äl-

tere Menschen eine sinn- und an-

spruchsvolle Aufgabe. Ähnliche Pro-

jekte gibt es auch im Zusammen-
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hang mit der Integration jugendlicher 

Spätaussiedler.  

In Mehrgenerationenhäusern kön-

nen sich beispielsweise Generatio-

nen begegnen und gegenseitig un-

terstützen. In diesen offenen Tages-

treffpunkten lässt sich die Isolation 

der verschiedenen Altersgruppen 

überwinden und sie unterstützen so 

Toleranz und Verständnis für einan-

der.   

 

Ausblick: 

Anrede 

Das Thema Generationengerechtig-

keit ist zweifelsohne ein zeitloses 

Thema und dennoch aktueller denn 

je. Für die Politik bedeutet es eine 

große Herausforderung, sicher zu 

stellen, dass auch in Zukunft die 
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Generationen füreinander einstehen 

und die Chancen fair verteilt bleiben  

- egal ob für Jung oder Alt. Erst die 
Gemeinsamkeit von Jung und Alt 
macht die Gesellschaft stark.  

Der bereits einleitend erwähnte So-
lidargedanke muss auch in Zukunft 

die Basis für unser Handeln sein. 

Wir dürfen uns nicht von dramatisie-

renden Schlagzeilen verrückt ma-

chen lassen. Einen "Krieg der Ge-
nerationen" gibt es nicht und wird 
es auch nicht geben. Viel zu häufig 

werden die von mir geschilderten 

positiven Beispiele ignoriert.  

 

Natürlich muss es Anpassungen an 

die veränderte Ausgangslage geben. 

Dies gilt sowohl für die heutigen 

Rentner, als auch für die heute jun-
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ge Generation. Aber, diese Anpas-
sungen dürfen nicht einseitig zu 
Lasten der Jungen gehen. Gerade 

wenn es um den Bereich geht, von 

dem die Sicherung unseres zukünf-

tigen Wohlstandes abhängt: Die Bil-
dung. Die hier notwendigen Investi-

tionen müssen deshalb von allen 

gesellschaftlichen Gruppen geschul-

tert werden.  

Die Gemeinsamkeit von Jung und 

Alt macht die Gesellschaft stark. 

Dieser Solidargedanke wird ange-

sichts des demografischen Wandels 

enorme Bedeutung erhalten, davon 

bin ich überzeugt. Solidarität heißt 
dabei aber nicht Kampf der Gene-
rationen, sondern: jeder unter-
stützt den anderen nach seiner 
Leistungsfähigkeit. Und hier haben 

Hüftgelenksdebatten und ähnliche 
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Diskussionen keinen Platz! In Zeiten 

des Wandels brauchen wir nicht we-

niger, sondern mehr Solidarität. 

 

Abschließend hoffe ich nun auf eine 

gerechte Verteilung des anschlie-

ßenden Mittagessens und wünsche 

Ihnen einen guten Appetit.  

 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-

keit! 

 


